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Einleitung 

§ 1 Befangenheit im Verwaltungsverfahren 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung wird die Frage sein, wie die Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union dem grundlegenden Problem einer mögli-
chen Befangenheit ihrer Verwaltungsamtsträger begegnen. Die Erörterungen wer-
den sich sowohl auf das allgemeine Verwaltungsverfahren beziehen als auch die 
Befangenheitsproblematik im kommunalen Bereich, hier vornehmlich bei den Mit-
gliedern der kommunalen Vertretungskörperschaften, beleuchten. 

Das Postulat der Unparteilichkeit von Entscheidungsträgern beruht auf einem 
den europäischen Rechtsordnungen gemeinsamen Erbe, dessen Wurzeln im römi-
schen Prozeßrecht liegen. Das Gebot des "nemo iudex in re sua " konnte schon zu 
römischer Zeit zum Ausschluß eines Richters führen. 1 Einige Rechtssätze, die die-
sen Grundsatz konkretisieren, sind uns überliefert. So findet sich in den Digesten 
das Zitat des Ulpian: 

" .. . Qui iurisdictioni praeest, neque sibi ius dicere debet neque uxori velliberis suis ne-
que libertis vel ceteris, quos secum habet"2• Im Corpus Juris Civilis liest man unter der 
Überschrift "Ne quis in sua causa iudicet vel sibi ius dicat" die Anordnung: "Generali 
lege decemimus neminem sibi esse iudicem vel ius sibi dicere debere. in re enim propria 
iniquum admodum est alicui licentiam tribuere sententiae "3. Schließlich wird eine weitere 
Fallgruppe im Corpus Juris Canonici im Liber Extra der Dekretensammlung Papst Gregor 
IX. behandelt: " .. . suspecti et inimici iudices esse non debent"4. 

Der Grundsatz, daß ein Richter den ihm vorliegenden Fall nur auf Grund der 
sachlichen Gegebenheiten ohne Ansehen der Person und allein nach Recht und Ge-
setz zu entscheiden hat, ist heute in den untersuchten Rechtsordnungen unbestrit-
ten, mehr noch- er gilt als Grundvoraussetzung eines fairen Gerichtsverfahrens.5 

Besonders deutlich wird die herausragende Stellung des nemo-iudex-Prinzips im 
englischen Recht. Dort gehört es neben dem ebenfalls aus dem römischen Recht 
tradierten Postulat des "audiatur et altera pars" zu dem fundamentalen Grundsatz 

I Siehe Kaser/Hackl, Das römische Zivilprozeßrecht, S. 532. 
2 Digesten (D. 2. 1. 10). 
3 Codex Justinianus (ID 5). 
4 Codex iuris canonici (X 2. 28. 41). 
5 Siehe Rädler, lndependence and Impartiality of Judges, in: Weissbrodt/Wolfrum 

(Hrsg.), The right to a fair trial, S. 727 (730 ff.); Riede[, Joachim, Unparteilichkeit des 
Richters, S. 9 f. 
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der natural justice, der natürlichen Gerechtigkeit. 6 Nur ein unparteiischer Richter 
ist in der Lage, einen fairen Prozeß zu gewährleisten; er erfüllt seine Aufgabe, ein 
gerechtes Urteil zu fallen, nur dann, wenn er in die Behandlung und Entscheidung 
des anstehenden Falls keine sachfremden Momente einfließen läßt.7 Allein unter 
dieser Voraussetzung kann sichergestellt werden, daß keine Verfahrenspartei unge-
rechtfertigt bevorzugt oder benachteiligt wird. Die Gefahr einer solchen Besser-
oder Schlechterstellung allein reicht zur Begründung von Befangenheit jedoch 
nicht aus - diese könnte schließlich auch bei einem Verstoß gegen andere Verfah-
rensvorschriften bestehen. 8 Anknüpfungspunkt für die Frage der Befangenheit ist 
die innere Einstellung des Richters.9 Das Postulat der Unparteilichkeit verbietet 
ihm, "Partei zu nehmen" und tritt damit der Gefahr entgegen, daß eine unsachliche 
Bevorzugung oder Benachteiligung eines Verfahrensbeteiligten aus der inneren 
Haltung des Richters entspringt. 

Die vorliegende Arbeit wird untersuchen, inwieweit das aus dem Prozeßrecht 
stammende nemo-iudex-Prinzip mit der Herausbildung nationaler Verwaltungs-
rechtssysteme auch in das Verwaltungsrecht der EU-Mitgliedsstaaten Eingang 
fand. Die strukturellen Unterschiede zwischen Gerichts- und Verwaltungsverfah-
ren, zwischen Judikative und Exekutive, sollen dabei keineswegs geleugnet wer-
den - dennoch macht schon ein kurzer Blick deutlich, daß zwischen beiden Berei-
chen Parallelen auftreten, die durchaus zu ähnlichen Lösungen in der Frage der 
Unparteilichkeit von Entscheidungsträgem führen können. Nicht zuletzt solche 
Parallelen sind die Ursache dafür, daß sich in den untersuchten Staaten ein eigen-
ständiges Verwaltungsrechtssystem erst verhältnismäßig spät entwickelt hat und 
daß dieser Prozeß mancherorts - vornehmlich in Großbritannien - heute noch nicht 
abgeschlossen ist. Richter wie Verwaltungsamtsträger sehen sich einem Sachver-
halt gegenüber, den sie unter Anwendung von Rechtsnormen zu entscheiden ha-
ben, beide greifen mit obrigkeitlichen Mitteln ändernd in die individuelle Rechts-
sphäre ein. 10 Letzteres fordert vom modernen Staat die Sicherung der Rechte der 
am Verfahren beteiligten Bürger. Das grundlegende Gebot eines fairen Verfahrens 
hat auch für die Verwaltung zu gelten. Eine Reihe von Verfahrensrechten tragen 
dem Rechnung: Anhörungsrechte, Akteneinsichtsrechte, der Geheimnisschutz, die 
Pflicht zur Begründung von Entscheidungen und nicht zuletzt das Gebot der Un-
parteilichkeit des Entscheidungsträgers. Mit einer gewissen Vereinfachung lassen 
sich die Gebote des audiatur et altera pars und das des nemo iudex in re sua als 
die beiden grundlegenden Prinzipien auch des modernen Verwaltungsverfahrens 
herauskristallisieren. In den meisten untersuchten Rechtsordnungen ist ihre hervor-

6 Siehe 1. Kapitel, § 3 A I; Rädler; lndependence and Impartiality of Judges, in: Weiss-
brodt/Wolfrum (Hrsg.), The right to a fair trial, S. 727 (730). 

7 Riede/, Joachim, Das Postulat der Unparteilichkeit des Richters, S. 9. 
8 Riede/, Joachim, Das Postulat der Unparteilichkeit des Richters, S. 16. 
9 Riede/, Joachim, Das Postulat der Unparteilichkeit des Richters, S. 17. 
lO Becker, Das allgemeine Verwaltungsverfahren, S. 18 f., zur Auffassung der französi-

schen Lehre siehe ebenda, S. 28. 



§ 1 Befangenheit im Verwaltungsverfahren 29 

gehobene Stellung unbestritten. Das Postulat einer unparteiischen Verwaltung und 
das Recht auf Gehör sind in fast allen EU-Mitgliedsstaaten entweder verfassungs-
rechtlich verankert oder gehen auf verfassungsrechtlich verankerte Prinzipien zu-
riick.ll Die Verfassungsgrundsätze, von denen das Gebot der Unparteilichkeit der 
Verwaltung abgeleitet wird, sind namentlich das der Verfahrensfairness, das 
Rechtsstaatsprinzip -und der Gleichheitsgrundsatz. 

Der Rechtsstaat wird als ein Staat definiert, in dem die staatlichen Machtäußerun-
gen anhand von Gesetzen meßbar sind und der auf die Idee der Gerechtigkeit bezo-
gen ist.12 Maßnahmen der Verwaltung müssen den Gesetzen entsprechen (Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung). Die Einhaltung dieses Postulats ist jedoch gefährdet, 
wenn die Verwaltung ihrer Entscheidung unsachliche Erwägungen zugrunde legt. 
Darüber hinaus verlangt das Rechtsstaatsprinzip, daß alle Entscheidungen der Ver-
waltung vom Streben nach Gerechtigkeit getragen sind. 13 Ziel des Handeins kann 
danach nur die Sachgerechtigkeit des Verfahrensergebnisses sein. Die in einem Ver-
waltungsverfahren erfolgende Abwägung zwischen den privaten Interessen des Bür-
gers und den von der Verwaltung wahrzunehmenden öffentlichen Belangen ist aber 
nur dann vom Streben nach Gerechtigkeit getragen, wenn ausschließlich sachliche 
Motive der Abwägung zugrunde gelegt werden. Fließen subjektiv motivierte, un-
sachliche Erwägungen in diesen Prozeß ein, kann es in aller Regel nicht zu einer 
materiell richtigen und damit gerechten Entscheidung kommen. Dies mag nur in 
dem Einzelfall anders sein, in welchem sich die zweckfremden Motive mit den ob-
jektiv höherwertigen Interessen decken oder weitere sachliche Interessen eine von 
zweckfremden Erwägungen motivierte Entscheidung rechtfertigen. 14 So reicht es in 
Frankreich für die Rechtmäßigkeit einer Verwaltungsentscheidung aus, daß ein 
sachlicher Grund sie rechtfertigt, unabhängig von möglichen weiteren, in das Ver-
fahrensergebniseinfließenden zweckfremden Motiven.15 

In vielen nationalen Rechtsordnungen spielt der Gleichheitssatz als verfassungs-
rechtliche Grundlage des Unparteilichkeitsprinzips eine zentrale Rolle.16 Er ver-

II Siehe insbesondere das hauptsächlich in Art. 20 Abs. 3 und Art. 1 Abs. 3 GG verankerte 
Rechtsstaatsprinzip, Art. 103 Abs. l GG in entsprechender Anwendung und Art. 3 Abs. 1 GG 
als Grundlage beider Prinzipien im deutschen Verwaltungsrecht, Art. 40 Abs. 3 S. 1 der Iri-
schen Verfassung, Art. 97 Abs. 1 der Italienischen Verfassung, Art. 103 Abs. 1 und 3 der Spa-
nischen Verfassung, Art. 266 Abs. 2 der Portugiesischen Verfassung, Kap. 1 § 9 der Schwedi-
schen Verfassung und§ 16 Abs. 2 der Finnischen Verfassung. 

12 von Münch, Staatsrecht, Band I, Rn. 327; siehe auch Schmidt-Aßmann, in: Isensee/ 
Kirchhof, HStR, Band I, S. 987 (998). 

13 Kazele, Interessenkollisionen, S. 46 f. 
14 Offen gelassen von Glage, Mitwirkungsverbote, S. 13; aA Kazele, Interessenkollisio-

nen, S. 47. 
15 /saac, La procedure administrative non contentieuse, S. 421; Schlette, Verwaltungsge-

richtliche Kontrolle, S. 181. 
16 Siehe dazu Art. 1 der Österreichischen Verfassung, Art. 40 der Irischen Verfassung, 

Art. 1 der Französischen Verfassung, Art. 4 Abs. 1 der Griechischen Verfassung, Art. 3 der 
Italienischen Verfassung, Art. 14 der Spanischen Verfassung, Art. 13 der Portugiesischen 
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